
Planungserlass Wind-an-Land: Kriterien für 
Windenergiegebiete in Mecklenburg-Vor-
pommern vorgestellt 
 
Mecklenburg-Vorpommerns Energieminister Reinhard Meyer 
und Klima- und Umweltminister Till Backhaus haben in Schwe-
rin im Rahmen einer Landespressekonferenz (LPK) einen „Pla-
nungserlass Wind-an-Land“ vorgestellt. Dieser regelt die we-
sentlichen Voraussetzungen für die Ausweisung von Flächen 
für den Windenergieausbau an Land in Mecklenburg-Vorpom-
mern. „Der Ausbau der erneuerbaren Energien muss für unsere 
zukünftige klimaneutrale und krisensichere Energieversorgung 
deutlich beschleunigt werden. Aus diesem Grund ist der Pla-
nungserlass Wind-an-Land erarbeitet worden. Wir haben jetzt 
klare, landesweit einheitliche, verbindliche Kriterien für Wind-
energiegebiete vorgegeben. Dies ist eine wesentliche Voraus-
setzung dafür, dass die Verantwortlichkeit für die Planung der 
Windenergiegebiete bei den Regionalen Planungsverbänden 
bleibt und gleichzeitig Prozesse beschleunigt werden. Eine 
weitere Voraussetzung ist, dass die Flächenausweisung 
gleichmäßig in den Regionen verteilt erfolgen - jeweils 2,1 Pro-
zent der Regionsfläche sollen ausgewiesen werden“, sagte der 
Minister für Wirtschaft, Infrastruktur, Tourismus und Arbeit 
Reinhard Meyer. 
 
„Aus meiner Sicht ist der Ausbau der Windenergie als Bestand-
teil der Energiewende für unser Bundesland in mehrfacher Hin-
sicht eine Zukunftsfrage: Er ist notwendig, um die Klimakata-
strophe abzuwenden. Er dient der Energiesicherheit, weil sich 
MV und Deutschland unabhängig von Energieimporten macht. 
Er verschafft uns einen Standortvorteil, da die ausreichende 
Verfügbarkeit von Energie für die wirtschaftliche Entwicklung 
von zentraler Bedeutung ist. Und er sorgt für den sozialen Aus-
gleich, da nur ausreichende heimische regenerative Energie 
auf Dauer bezahlbar ist“, ergänzte Klima- und Umweltschutz-
minister Dr. Till Backhaus, dessen Ressort für die Genehmi-
gung von Windenergieanlagen nach Bundesimmissionsschutz-
gesetz ab einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern zuständig 
ist. Im konzentrierten Genehmigungsverfahren spielen laut 
Backhaus aber auch andere Aspekte wie der Artenschutz und 
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der Denkmalschutz eine wichtige Rolle. Die Beteiligung einer 
Vielzahl von Behörden habe in der Vergangenheit dazu geführt 
hat, dass Genehmigungsverfahren ins Stocken geraten sind. 
Um den Ausbau der Windenergie zu beschleunigen, hat das 
Umweltministerium M-V einen wichtigen Punkt gesetzt: „Die 
naturschutzrechtliche Bewertung bei der Zulassung von Wind-
energieanlagen wird hierzulande künftig von den Staatlichen 
Ämtern für Landwirtschaft und Umwelt vorgenommen. Vorher 
lag sie bei den Landkreisen. Ziel dieser Zuständigkeitsände-
rung ist es, dass die naturschutzrechtlichen Entscheidungen 
durch dieselbe Behörde getroffen werden, die auch die immis-
sionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren durchführt, 
und dadurch das Verfahren effektiver und effizienter bewältigt 
werden kann. Das heißt im Umkehrschluss aber nicht, dass wir 
den Natur- und Artenschutz aushebeln, sondern, dass wir 
Klima- und Umweltbelange in Einklang bringen wollen. Denn 
das eine funktioniert nicht ohne das andere. Deshalb haben wir 
bei der Ausweisung von Windenergiegebieten klare Aus-
schlusskriterien für besondere Schutzgüter durchgesetzt“, er-
läuterte Minister Backhaus. 
 
Potenzial: 4,43 Prozent der Landesfläche können als Wind-
energiegebiete ausgewiesen werden 
Der vom Kabinett verabschiedete Kriterienkatalog sieht vor, 
dass verschiedene Bereiche des Landes für die Ausweisung 
von Windenergiegebieten ausgeschlossen sind. „Es sind Krite-
rien für besondere Schutzgüter definiert worden, das ist uns 
wichtig. Da geht es um Siedlungsabstände sowie um den Na-
tur- und Landschaftsschutz, den Artenschutz, Wasser und Inf-
rastruktur. Im Ergebnis wären 4,43 Prozent der Landesfläche 
für die Ausweisung von Windenergiegebieten möglich. Das bie-
tet den regionalen Planungsverbänden ausreichend Spielraum, 
um unter Berücksichtigung regionaler Bedingungen und Priori-
täten auf die bundesgesetzlich vorgegebenen jeweiligen Flä-
chen für Windenergiegebiete zu kommen“, sagte Meyer.  
 
Bereiche, in denen landesweit keine Windenergiegebiete 
festgelegt werden - „Kriterien für besondere Schutzgüter“ 
 
Siedlungsabstände: 

 1.000 Meter Siedlungsabstand zu Bereichen gemäß §§ 
30 und 34 BauGB mit Wohn-, Erholungs-, Tourismus- 
und Gesundheitsfunktion,  

 800 Meter Siedlungsabstand zu Einzelhäusern und 
Splittersiedlungen im Außenbereich. 

Natur- und Landschaftsschutz; Wald, Moorschutz 

 Naturschutzgebiete, Nationalparke,  

 Biosphärenreservate,  
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 Waldgebiete mit hoher bis herausragender Bedeutung 
der Schutz- und Erholungsfunktion, zusammenhän-
gende Waldgebiete ab 500 Hektar, Waldkompensati-
onspools und raumrelevante Flächen für Ersatzauffors-
tungen, 

 gesetzlich geschützte Biotope ab fünf Hektar Größe,  

 europäische Vogelschutzgebiete,  

 Vorranggebiete Naturschutz und Landschaftspflege, 

 tiefgründige Moore ab fünf Hektar. 
Artenschutz  

 Nahbereiche der kollisionsgefährdeten Brutvogelarten, 

 zentraler Prüfbereich des Schreiadlers. 
Wasser  

 Binnengewässer aller Ordnungen,  

 zu sichernde Überschwemmungsgebiete einschließlich 
Hochwasser- und Küstenschutzanlagen mit den beider-
seitigen Schutzstreifen,  

 innere Schutzzone (Zonen I und II) von Trinkwasser-
schutzgebieten und Vorranggebiete Trinkwasser. 

Infrastruktur  

 militärische Liegenschaften und Anlagen einschließlich 
ihrer Schutzbereiche,  

 Flugplätze (Flughäfen und Landeplätze), einschließlich 
Bauschutzbereiche,  

 Wetterradar und Windprofiler einschließlich Schutzab-
stand 5 Kilometer, 

 Vorranggebiete Rohstoffsicherung. 
 
Hintergrundinformationen 
Um die räumlichen Voraussetzungen für den benötigten weite-
ren Ausbau der Windenergie an Land zu schaffen, sieht das 
Windenergieflächenbedarfsgesetz (WindBG) des Bundes vom 
20. Juli 2022 verbindliche Flächenziele für die Bundesländer 
vor; das Gesetz ist am 01. Februar 2023 in Kraft getreten. Fest-
gelegt werden verbindliche Flächenbeitragswerte in Form von 
Zwischenzielen für 2027 und Gesamtzielen für 2032 für die ein-
zelnen Bundesländer, die sich in der Summe auf zwei Prozent 
der Bundesfläche belaufen; für Mecklenburg-Vorpommern sind 
1,4 und 2,1 Prozent der Landesfläche als Ziele vorgesehen. 
„Wir gehen in Mecklenburg-Vorpommern in zwei Schritten vor. 
Der erste Teil mit landesweiten Ausschlusskriterien für beson-
dere Schutzgüter ist heute vom Kabinett beschlossen und soll 
am 20. Februar im Amtsblatt veröffentlicht werden. Der zweite 
Teil wird im April folgen. Dabei geht es um weitere Abwägungs-
kriterien, zu denen unter anderem das Thema Denkmalschutz 
zählt. Hier gibt es noch weiteren Konkretisierungsbedarf zwi-
schen den Ressorts“, sagte Meyer.  
 


